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Nicht auf
Wunder warten

E swäre einWunder ge-
wesen.Dass es ausge-
blieben ist, ist gleich-

wohl beunruhigend. Mehr
als 20 Stunden verhandel-
ten in Islamabad die Ver-
treter der USA und Irans,
bevor sie ohne Einigung
auseinandergingen. Im-
merhin:KeineSeitesprachdirektvom
Abbruch der Gespräche. Manchmal
istdasbereits einErfolg.Abereineer-
neute Eskalation ließ nicht lange auf
sich warten: US-Präsident Donald
TrumpkündigteeineSeeblockadeder
StraßevonHormusan.Alswärenicht
alles schon kompliziert und teuer ge-
nug.Dochso läuft eswohl,wennzwei
Konfliktparteienaufandertreffen, die
egomanisch, breitbeinig und stur vor
allem an der eigenen Macht und an
Selbstverklärung interessiert sind.
Der Iran will sein Atomprogramm

und seine ballistischen Raketen be-
halten–nachdenAngriffendurchdie
USA und durch Israel erst recht. Die
USA wollen in den Verhandlungen

Angesichts der Blockadender Parteien im Iran-Krieg
muss die Bundesregierung die ihren überwinden

schen der Iran-Krieg. Die
Blockade der Straße von
Hormus lässt die Spritprei-
se steigen und könnte bald
auch Lebensmittel teurer
machen. Die Bundesregie-
rung hat mit schärferen
Kartellregeln und der Vor-
schrift, dass Tankstellen

nur noch einmal am Tag die Benzin-
preise hochsetzen dürfen, bereits re-
agiert. Sie räumt selbst ein, dass wei-
tere Schritte nötig sind. Die müssen
dannaberauchgegangenwerden.Bei
allem Verständnis für gründliches
Überlegen: Die möglichen Maßnah-
men von Übergewinnsteuer über
Preisdeckel bis zur Pendlerpauschale
liegen auf dem Tisch. Es muss dann
haltmal eine Entscheidung her.
Dahilftesnicht,dassdieRegierung

den Eindruck macht, sich selbst zu
blockieren.Weilkeinerüberdeneige-
nen Schatten springen will. Weil das
ganz, ganz große Riesenpaket ge-
schnürt werden soll, in dem neben
Energiepreisen gleich auch noch die
Steuer- und die Gesundheitsreform
erledigt werden. Weil dann die eine
Seitehiermehrdurchsetzenkannund
die andere da. Oder weil man hofft,
dass das Themamit den Energieprei-
sen sich irgendwie, irgendwann dann
doch von selbst erledigt.
Aber es ist nun mal leider so: Die

Preisspirale kommt nicht von selbst
zumStillstand, es brauchtReaktions-
mechanismen. Riesenpakete mögen
verhandlungstaktisch verlockend
sein,machenaberunbeweglich.Kom-
promissegehörenzujederRegierung,
das Ampeldesaster sollte Union und
SPD doch noch gut genug in Erinne-
rung sein– sowohl denKabinettsmit-
gliedern als auch allen Parteichefs
unddenAbgeordnetenimBundestag.
Bundeskanzler Friedrich Merz und

seine Regierung tragen keine Schuld
aneinemirrlichterndenUS-Präsiden-
ten, der dieWelt mal hier, mal da an-
zündet. Die Aggression des russi-
schen Präsidenten Wladimir Putin
hat die deutsche Politik zwar unter-
schätzt,abernichtausgelöst.Es istal-
sozukurzgesprungen,dieschwierige
Lage alleine derBundesregierung an-
zulasten. Aber diemuss endlich agie-
ren, umProbleme zumindest abzufe-
dern. Sie darf dabei nicht aufWunder
warten. In einer verfahrenen Lage
kommt man vorwärts mit Vernunft
und Pragmatismus.

LEITARTIKEL

nicht auch noch über den Libanon
sprechen,vonwoausdieIran-gesteu-
erte Hisbollah ihr Unwesen gegen Is-
rael betreibt.
Beide Seiten sind einander in tiefer

gegenseitiger Abneigung verbunden.
Dasallessprichtnichtdafür,dassman
schnell zusammen findet. Und Israel,
das den Iranmit angegriffen und nun
denLibanon indenFokusgenommen
hat, sitzt noch nicht mal mit amVer-
handlungstisch.Dafürmüsstedie ira-
nischeRegierungendlich ihrZiel auf-
geben, Israel zu vernichten. Es ist das
Grundübel dieses Konflikts, das
eigentlich ganz oben auf die Tages-
ordnung derVerhandlungen gehörte.
Genauso wie ein Ende der brutalen
Unterdrückung der iranischen Bevöl-
kerung,derenAlltagwegenderAngst
über Ölpreise und Raketenangriffe in
denHintergrund geraten ist.
Umso wichtiger ist es, dass

Deutschland und Europa sich wapp-
nen. Sechs Wochen dauert inzwi-

Schluss mit dem Beschwichtigen

D ie Maske fällt, und
die AfD zeigt unver-
hohlen,dass sieeine

andere, eine autoritäreGe-
sellschaftwill.Schulenund
Vereine sollen sich laut
Parteiprogramm in Sach-
sen-Anhalt zum Patriotis-
mus bekennen, Kultur soll
deutsche Identität stärken, Minder-
heiten seien nicht schützenswert.
Wer dieses Weltbild nicht teilt, wird
zumFeinderklärt.DasgefährdetViel-
faltundFreiheit.DasExperimentmag
in Sachsen-Anhalt beginnen, die Fol-
gen wären verheerend für die Demo-
kratie in ganzDeutschland.

AfD in Sachsen-Anhalt will eine autoritäreGesellschaft

Dagegen hilft nur eine aktive Poli-
tik: Die Parlamentsreform in Sach-
sen-Anhalt ist ein Anfang, um Justiz
und Oppositionsrechte noch recht-
zeitigzuschützen.Genausounerläss-
lich ist, dass die Bundesregierung
endlich die drängendsten Probleme
löst. Teures Tanken oderwegfallende

KOMMENTAR

Arbeitsplätze sind Wahl-
kampfhilfen für die AfD.
Zudem braucht insbeson-
dere die CDU einen Plan.
Auf Bundesebene ruht sie
sich noch auf dem„Brand-
mauer“-Beschluss aus –
aber vor Ort ist es kompli-
zierter. Dort malen sich

mancheUnionspolitiker eineZusam-
menarbeit aus. Dabei will die AfD sie
gar nicht. Realistischer wäre es des-
halb,sichmitSzenarieneinerMinder-
heitsregierung zu beschäftigen: Will
sichdieCDUvoneinerLinkspartei to-
lerierenlassen,diewenigstensdiede-
mokratischenGrundwerteteilt–oder
von einer AfD, die der Verfassungs-
schutzalsgesichertrechtsextremein-
stuft? Die ständige Äquidistanz „we-
dermitlinksnochmitrechts“istkeine
Antwort.
Nicht zuletzt ist die Zivilgesell-

schaft gefragt. Die Gegendemos in
Sachsen-AnhaltstehenfürdenWillen
zu einer offenen, freiheitlichen Ge-
sellschaft.DievielbeschworeneMitte
muss für die Demokratie einstehen,
ob in Zwiegesprächen oder auf der
Straße. Und allen, die immer noch
meinen, diese Wahl sei doch nicht so
entscheidend, sei gesagt: Das AfD-
Programmbeweist dasGegenteil.Die
Zeit des Beschwichtigens ist vorbei.
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Katherina Destructiva amWerk Heiko Sakurai

Die Nato und der Chaot im Oval Office

A m12. September2001,einen
TagnachdenAnschlägender
Terrororganisation Al Kaida

auf die USA, trat die Nato in Brüssel
zu einer Dringlichkeitssitzung zu-
sammen. Zum ersten und bislang
einzigenMalinihrerGeschichterief
die Allianz den Bündnisfall gemäß
Artikel 5 des Nato-Vertrags von
1949 aus. Danach gilt ein Angriff
gegeneinMitgliedalsAngriffaufal-
le Partner, die dann verpflichtet
sind, militärisch oder anderweitig
Hilfe zu leisten. Alle damals 18Ver-
bündeten erklärten sich ohne Zö-
gernsolidarischmitdenUSA.Sofort
wurdenNato-Flugzeugeeingesetzt,
um den amerikanischen Luftraum
zuschützen.Balddaraufunterstütz-
te die Nato die USA auch im Afgha-
nistankrieg.Von2003bis2014über-
nahm sie unter UN-Mandat das
Kommando über die Schutztruppe
Isaf undkümmerte sichumdieAus-
bildung afghanischer Sicherheits-
kräfte. Selbst im umstrittenen Irak-
krieg, den viele Europäer als illegal
und unnötig betrachteten, stimm-
ten sie einer nicht-kämpfenden
Nato-Beratungsmission zu.
Von all dem will Donald Trump

heute nichtsmehr wissen. Die Nato
sei nie da, wenn die USA sie brauch-
ten, sagte der Präsident noch vor
kurzem.TrumpmochtedieNatonie.
Sein Ex-Sicherheitsberater John
Bolton berichtet, Trump habe beim
Nato-Gipfel 2018 einen Austritt er-
wogenundseidavonnur schwerab-
zubringen gewesen. Trump kriti-
sierte vor allemdieunzureichenden
Verteidigungsausgaben vieler Mit-
gliedstaaten, die sich seit Jahrzehn-
ten auf die USA verließen.

KaumnochPro-Europäer
Grundsätzlich lehntTrumpinterna-
tionaleOrganisationenundmultila-
terale Formate ab. Statt sichmit der
Nato, der EU oder G7-Treffen he-
rumzuschlagen,bevorzugterbilate-
raleBeziehungenundGespräche, in
denen die USA meist klar dominie-
renkönnen.SeitBeginnseinerzwei-
tenAmtszeitimJanuar2025hatsich
Trumps Kritik weiter verschärft. In
seinem Umfeld gibt es auch kaum
noch pro-europäische Stimmen.
Zwar besänftigte ihn vorüberge-
henddieEinigungderNato-Staaten
auf dem Gipfel in Den Haag im Juni
2025, die Verteidigungsausgaben
auf fünf Prozent des Bruttoinlands-
produkts (BIP) zu erhöhen. Doch
bald verbitterte ihn derWiderstand
gegen seine Pläne, Grönland zu an-
nektieren. Ernst ist es ihm damit
nachwievor.ErstvorwenigenTagen
äußerte er sich wieder empört über
denWiderstandDänemarksundan-
dererNato-Staaten.
Nach der aus seiner Sicht man-

gelndenUnterstützung derVerbün-
deten für seine Bombardierung des
Iran hat Trump offenbar endgültig
die Nase voll. Mit dem Widerstand
des Regimes in Teheran hatte er
nicht gerechnet. Die Blockade der

Trump kanndas ungeliebte Bündnis nicht imAlleingang verlassen, aber es auch
alsMitglied entscheidend lähmen – und er kennt die Achillesferse der Europäer

Straße von Hormus und die daraus
resultierende Energiekrise erwisch-
te ihn kalt, auchwenn seinGeneral-
stabschef ihn auf diese Gefahr hin-
gewiesen hatte. Plötzlich in der De-
fensive, fühlte sich Trump von den
Verbündeten im Stich gelassen.
Mehrere Länder, darunter Spanien,
Italien und zunächst auch Großbri-
tannien, verweigerten den USA
Überflugrechte und die Nutzung
von Stützpunkten für ihre Angriffe
aufdenIran.DasArgument,dieNato
seieindefensivesBündnisundwolle
sich nicht an einem Angriffskrieg
beteiligen,akzeptierteTrumpnicht.
AuchwarendieEuropäernichtbe-

reit, Kriegsschiffe in die Straße von
Hormuszuentsenden,umTankerzu
eskortieren. Dies sei viel zu gefähr-
lich und überschreite zudem die
Möglichkeiten vieler europäischer
Länder. Stattdessen erklärten diese,
der Krieg sei nicht der ihre, und sig-
nalisierten Bereitschaft zur Unter-
stützung erst nach einem Ende der
Kämpfe.Trumpkonterte, derUkrai-
nekrieg sei auch nicht sein Krieg,
und kündigte Konsequenzen an.
Wiederholtspracherdavon,dieUSA
aus derNato zu führen.
MitSchmeicheleienundErgeben-

heitsadressen versucht Nato-Gene-
ralsekretär Mark Rutte das
Schlimmste zu verhindern– zuletzt
nochindervorigenWoche.Dochdas
unterwürfige Verhalten von „Mr.
Charming“ kommt bei vielen Nato-
Partnern mittlerweile gar nicht
mehr gut an. Der britische Premier-
minister Keir Starmer sagt unver-

blümt, er habe „genug davon,“ dass
TrumpsundPutinsVerhaltenimmer
wieder zum großen Schwanken der
weltweiten Energiepreise beitrü-
gen. Eine solche öffentliche Gleich-
setzungvonTrumpundPutinhat es
in derNato noch nicht gegeben.
Der Fortbestand des Bündnisses

in seiner bisherigen Form steht auf
der Kippe. Könnte Trump eigen-
mächtigeinenAustrittveranlassen?
Er selbst hält sich dazu für befugt.
Tatsächlich jedoch verabschiedete
der US-Kongress imDezember 2023
ein Gesetz, das einen Austritt nur
aufderGrundlageeineseigenenGe-

AMERIKAVERSTEHEN

setzesodermitZweidrittelmehrheit
im Senat erlaubt. Einer der Initiato-
ren damals war der republikanische
Senator Marco Rubio, inzwischen
Außenminister und Unterstützer
vonTrumpsNato-Kritik.
Aber auch ohne einen formalen

Austritt kann Trump das Engage-
mentdes führendenNato-Mitglieds
USAerheblich ausdünnen. Er könn-
tedieBeteiligungamHauptquartier
in Brüssel beenden, die Nato-Bot-
schaftschließenoderdenOberkom-
mandierenden abberufen, der bis-
her immer ein US-Offizier war.
Ebenso könnte er Stützpunkte in
Europa reduzieren. Derzeit befin-
densich80.000US-Militärs inEuro-
pa, davon allein knapp 40.000 in
Deutschland.Bereits2020, in seiner
erstenAmtszeit,ordneteTrumpden
Abzug von 12.000 Soldaten aus
Deutschland an, was die Biden-Re-
gierung rückgängigmachte.

RückendeckungderUSA
Einbesonders schwererSchlagwäre
es, wenn die USA erklärten, sich
nicht mehr an Artikel 5 des Nato-
Vertrags gebunden zu fühlen oder
den nuklearen Schutzschirm für
Europa aufzugeben. Formal bliebe
die Nato dannweiter bestehen, fak-
tisch aber wäre die Allianz tief ge-
schwächt.OhnedieRückendeckung
derUSAnähmeetwaWladimirPutin
dieNato deutlichweniger ernst.
Trump kennt zudem die Achilles-

ferse Europas: die Ukraine. Bereits
imvorigen Jahr reduzierteerdieUS-
Unterstützungdeutlich.Waffenund
Munitionwerdennunüberdiesoge-
nannte Purl-Initiative (Prioritised
Ukraine Requirements List) der
Nato an europäische Staaten teuer
verkauft,diesiedannandieUkraine
weitergeben. Trump erwägt, diese
Lieferungenzukürzen.Auchkönnte
er die Weitergabe von Geheim-
dienst- und Satelliteninformatio-
nen einstellen. Die für die ukraini-
sche Kriegsführung so wichtigen
Echtzeitinformationen über russi-
sche Truppenbewegungen, Zielko-
ordinaten für Präzisionswaffen so-
wie Schadensbewertungen wären
dannnichtmehrverfügbar.Auchdas
Kommunikationssystem Starlink
vonTech-TycoonElonMuskkönnte
zurDisposition stehen.
All dies erklärt, warum sich nur

wenige europäische Regierungs-
chefs trauen, Trump einmal kräftig
die Meinung zu sagen. Zutiefst ver-
ärgertüberdenChaoten imOvalOf-
ficesindsiealle.DochdieGefahrdes
offenenWorts ist zu groß. Ohne die
militärischeUnterstützungderUSA
kann die Ukraine nicht überleben.
DaherhoffendieVerbündeten,allen
voran Rutte, Trump hinhalten zu
können– in der Erwartung, dass ein
neuer Präsident wieder mehr Ver-
lässlichkeit in die US-Außenpolitik
bringt und den Wert der Nato er-
kennt. Doch bis dahin sind es noch
zwei lange Jahre, wenn nicht noch
mehr.

DÜSSELDORF.DerKanzlermagbe-
fremdet sein über den Vorstoß sei-
nerWirtschaftsministerin imStreit
um die Spritpreise. Doch bei nüch-
terner Betrachtung sollte Friedrich
Merz ihr eher dankbar sein. Denn
Katherina Reiche tut das, was in
dieser Koalition zunehmend zu
kurz kommt: Sie setzt ökonomi-
schen Sachverstand gegen politi-
sche Schnellschüsse. Reiche wirkt
wie das ordnungspolitische Gewis-
sen einer Koalition, die Gefahr
läuft, sich in teuren, ineffizienten
und rechtlich zweifelhaften Maß-
nahmen zu verlieren. Eine Überge-
winnsteuer mag populär klingen,
sie löst jedoch kein strukturelles
Problem, sondern schafft neue Un-
sicherheiten für Investitionen und
Marktmechanismen.

Der Kanzler rüffelt seine
Wirtschaftsministerin
nach Kritik an der SPD

PRESSESCHAU

Reiche hat die Vorschläge der SPD
zur Entlastung der Verbraucher
mal kurz in der Luft zerrissen. Da
bleibt nicht nur den Genossen die
Luft weg: Was tut sie denn gegen
diehohenSpritpreise?DerKanzler
hat zurecht Reiche dafür gerüffelt,
dass sie denBogenüberspannt hat.
Bisher hat er seinen Ministern das
Feld über lassen. Damit sie für ihn
eine griffige Formel zustande brin-
gen, mit der das aufgebrachte Volk
beruhigt werden kann.Merz selbst
ist dazu offensichtlich nicht in der
Lage. Er hat laviert und vertröstet.
Statt den Spritpreis endlich zur
Chefsache zu machen.

Würde das physikalische Gesetz,
nachdemReibungWärmeerzeugt,
auch in der Politik gelten:
Deutschland stünde längst in
Flammen. Angetreten, alles bes-
ser zu machen als die Ampel, ver-
fallen Union und SPD immer häu-
figer in dieVerhaltensmuster ihrer
Vorgänger. Der jüngste Auftritt
vonWirtschaftsministerin Reiche,
die vor dem Koalitionsgipfel den
SPD-Finanzminister noch einmal
abgewatscht hat, ist nur das aktu-
ellste Beispiel. Im Streit um die
Entlastung der Autofahrer geht es
kaum noch um die Sache. Die De-
batte dominieren parteipolitische
Spiegelfechtereien und persönli-
che Empfindlichkeiten. Wären
Union und SPD miteinander ver-
heiratet, sie wären längst ein Fall
für den Paartherapeuten, wenn
nicht für den Scheidungsrichter.
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